
 
Die Zeit schreitet unaufhaltsam 
voran. Die Welt verändert sich 
ständig. Generationen von Men-
schen folgen aufeinander, Völker 
und Kulturen entstehen und ver-
gehen, und selbst Meere und Ge-
birge haben zwar über Jahrmillio-
nen Bestand, sind aber trotzdem 
vergänglich. Auch politische Sys-
teme sind nicht für die Ewigkeit 
gemacht. Krampfhafte Versuche, 
sie beispielsweise mit nicht revi-
dierbaren Verfassungsnormen für 
alle Zukunft zu konservieren, sind 
von vornherein zum Scheitern 
verurteilt. Wenn eine andere Zeit 
gekommen ist, werden sie ebenso 
fallen wie das Reich der Pharaonen 
oder die mittelalterliche Feudal -
ordnung gefallen sind. Einen 
Stillstand wird es niemals geben! 
Ob die Veränderungen aber immer 
auch als «Fortschritt» gelten dür-
fen, welcher Begriff landläufig mit 

einer posi -tiven 
Wertung ver-
bunden wird, 
lässt sich füg-
lich bezweifeln. 
In diesem Fall 
wären ja sogar 
die Tyrannei des 
römischen Kai-
sers Nero oder 
die schreckli-
chen Diktaturen 
des 20. Jahr -
hunderts Fort-
schritte gewe-
sen, was eine of-
fensichtliche 
Perversion 
dieses Begriffs 
wäre. Von sol-
chen Verirrun-
gen abgesehen 
sind Neuerun-

gen an sich etwas Normales, mit 
dem wir Menschen uns im Allge-
meinen auch relativ leicht zu-
rechtfinden. 
 

Hauptsächlicher Treiber der 
Ver  änderung unserer Lebens-
verhältnisse ist die technologi-
sche Entwicklung. 

 
Diese hat sich, nachdem der 
Mensch Jahrtausende brauchte, bis 
nur einmal die Dampfmaschine er-
funden und die Elektrizität nutz-
bar gemacht war, in den letzten 
Jahren enorm beschleunigt. Wir 
alle profitieren beispielsweise sehr 
von der modernen Medizin. Die 
glänzende Medaille des techni-
schen Fortschritts hat aber leider 
auch eine Kehrseite. Dazu gehört 
neben dem Missbrauch vieler Er-
findungen für mörderische Zwecke 
vor allem die immer deutlicher zu-
tage tretende Tatsache, dass der 
Mensch mit dem 
 
viel zu hohen Tempo der 
Entwicklung 
 
heillos überfordert ist. Noch vor 50 
Jahren hielten sich die Neuerun-
gen, mit denen ein Einzelner im 
Laufe seines Lebens konfrontiert 
wurde, meistens in einem verkraft-
baren Rahmen. Man erlernte als 
junger Mensch einen Beruf und 
übte diesen dann, oft sogar an der-
selben Stelle, bis zum Eintritt in 
den Ruhestand aus. Man wuchs an 
einem Ort auf, bezog nach dem 
Erwachsenwerden in dessen Nähe 
eine eigene Wohnung und blieb 
dann für den Rest des Lebens 
dort. Das vertraute Stadt- oder 
Dorfbild veränderte sich während 
eines Menschenlebens nur wenig. 
Heutzutage verschwinden nicht 
nur Berufe, sondern nicht selten 
ganze Branchen. 
 

Es wird von uns allen erwartet, 
dass wir «mobil» sind, das 
heisst den rasch wechselnden 
Bedürfnissen der «Wirtschaft» 
gehorchend einmal dahin und 
einmal dorthin ziehen. 

Auch wer bleiben darf, wo er da-
heim ist, fühlt sich wegen der Ge-
schwindigkeit der baulichen Ver-
änderungen an diesem Ort schon 
bald nicht mehr richtig zu Hause. 
Dass damit viele Menschen regel-
recht entwurzelt werden, interes-
siert kaum noch jemanden, die 
«Liberalen» sowieso nicht, aber 
auch nicht jene, die vorgeben, «So-
zialisten» zu sein. Gerade 
 
radikale «Linke» nennen sich 
gerne «fortschrittlich» 
 
oder «progressiv», was auf Latei-
nisch dasselbe bedeutet. Nicht sel-
ten fallen sogar ihre Kritiker da-
rauf herein und nennen sie so. Mit 
der Verwendung des Begriffs 

«Fortschritt» in diesem Sinne wird 
den Bürger/-innen nicht bloss vor-
gegaukelt, dass einzig die Politik 
der «Progressiven» ihnen ein bes-
seres Leben bringen könne. 
 

Es wird als selbstverständlich 
unterstellt, dass die politische 
und gesellschaftliche Entwick-
lung zwangsläufig in die Rich-
tung der als «fortschrittlich» 
bezeichneten Ideen gehen 
wird. 
 

Jede andere Entwicklung ist nach 
dieser Logik ein «Rückschritt» 
und damit zumindest uner-
wünscht, wenn nicht gar mit allen 
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Schlagwort «Fortschritt»

Sogenannter Fortschritt und Wachstum ist unter anderem an der chronisch 
steigenden Mobilität zu erkennen. Dadurch verschwinden etwa wertvolles 
Kulturland oder natürliche Naherholungsgebiete. Zudem verschlechtern die 
Abgasemissionen die Luftqualität.

Es gibt viel zu tun …  
 
… aber damit wir es auch anpacken können, braucht es in der heuti-
gen Zeit viel Geld. Ohne Ihre Unterstützung sind wir nicht in der 
Lage, unseren politischen Einsatz für die Heimat fortzusetzen. Wir 
bitten Sie deshalb höflich, zur Adventszeit auch an die Schweizer De-
mokraten zu denken und uns einen finanziellen Zustupf, gross oder 
klein, zukommen zu lassen. Und vergessen Sie bitte nicht, Ihr Abon-
nement wieder einzulösen. Wir liefern Ihnen dafür Informationen 
und Ideen, die anderswo unterdrückt werden. Des Weiteren möchten 
wir es nicht unterlassen, Ihnen noch nachträglich für Ihre Stimme bei 
den vergangenen Nationalratswahlen zu danken. Ihre wertvolle Mi-
thilfe ist unser Auftrag und unsere Pflicht!  

Christoph Spiess, Co-Zentralpräsident 
Adrian Pulver, Zentralsekretär 

Am 9. Februar 2020 – Nein zur Ausweitung der Rassismus-Strafnorm! 
Meinungsfreiheit erhalten, Demokratie sichern!
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Mitteln zu unterdrücken. So will 
man uns den ganzen 
 
feministischen und Gender-Unsinn 
 
als «Fortschritt» verkaufen, obwohl 
diese Ideologie im Wider -spruch zu 
den unabänderlichen Regeln der 
Biologie steht: Es gibt nur zwei Ge-
schlechter, und jeder Mensch ge-
hört entsprechend dem von ihm 
geerbten Chromosomensatz dem 
einen oder anderen davon an. 
 

Natürlich haben Frauen und 
Männer dieselben Rechte. Doch 
sie haben von der Natur her un-
terschiedliche Aufgaben zu er-
füllen und sind deshalb auch 
nicht «gleich», sondern wohl-
tuend verschieden. 
 

Zwei Geschlechter braucht es, um 
mittels heterosexueller Betätigung 
die Arterhaltung zu sichern – an-
ders geht es nicht. Andere Formen 
der sexuellen Aktivität sind nichts 
Verwerfliches, entsprechen aber 

nicht dem natürlichen «Sinn der 
Sache». Demzufolge ist es ver-
kehrt, ein solches Verhalten zur 
«gleichberechtigten Lebensform» 
zu erklären. Kinder sind noch 
nicht fähig, selbständig zu leben. 
Dazu müssen sie viel lernen, was 
notwendigerweise mit Anstren-
gung verbunden ist. Es ist kein 
«Fortschritt», wenn man sie davon 
zu dispensieren versucht. Auch 
 
müssen Kinder erzogen werden. 
 
Im Grunde ist dies nichts anderes 
als eine «Dressur», welche dazu 
dient, dass der junge Mensch lernt, 
sich in die Gesellschaft einzufü-
gen, der er angehört. Dies setzt 
aber voraus, dass Kinder ihren El-
tern gehorchen und, wenn sie das 
nicht tun, vielleicht einmal einen 
Klaps auf den Hintern bekommen. 
Erst wenn der junge Mensch er-
wachsen geworden ist, hat er auch 
die Fähigkeit, verantwortungsbe-
wusst mitzuentscheiden. Diese 
simplen, unabänderlichen Tatsa-
chen in Frage zu stellen, ist kein 
Fortschritt, sondern hat zur Fol-
ge, dass sich junge Menschen im-

mer öfter in Richtung Asozialität 
entwickeln. 
 

Das ganze Geschwätz von 
 «Mitbestimmungsrechten» von 
Kindern dient nur dazu, dass 
 Erwachsene die Kinder für 
ihre Zwecke instrumentalisie-
ren können. 

 
Oder glaubt irgendjemand im 
Ernst, Kinder kämen von sich aus 
auf die Idee, Transparente mit po-
litischen Forderungen zu malen 
und damit demonstrieren zu ge-
hen? 
 
Auch von «rechts» wird kräftig 
manipuliert! 
 
So will man uns weismachen, die 
Globalisierung der Wirtschaft und 
die «Digitalisierung» seien sozusa-
gen Naturereignisse, so unver-
meidlich wie ein Gewitter oder 
Sandsturm und «Fortschritte», de-
ren soziale «Kollateralschäden» 
man einfach hinnehmen müsse. 
Dabei handelt es sich um das Re-
sultat politischer Entscheidungen. 
Diese können wir auch anders 

treffen, indem wir beispielsweise 
vermehrt regional wirtschaften, 
ausländische Einmischung konse-
quent zurückweisen und Compu-
ter aller Art bewusst nur einset-
zen, wo sie gesamthaft betrachtet 
wirklich Vorteile bringen. Nur so 
lässt sich vermeiden, dass die intel-
lektuell weniger leistungsfähige 
Hälfte der Bevölkerung langzeitar-
beitslos wird. Gescheiter machen 
kann man sie ja leider nicht. 
 

Nicht alles, was «fortschrei-
tet», ist gut. Wir freuen uns ja 
auch nicht, wenn wir an Krebs 
erkranken, obwohl dessen 
«Fortschritte» enorm sind, bis 
zum tödlichen Ende. 

 
Treten wir also in die 20er-Jahre 
mit dem Bewusstsein ein, dass 
das Bewahren beziehungsweise 
Wiederherstellen von Bewährtem 
oftmals eine bessere Zukunft 
bringt als der blinde Glaube an 
den angeblichen Fortschritt. 
 
Frohe Festtage wünscht allen 
 

Christoph Spiess

Schlagwort «Fortschritt» 
Fortsetzung von Seite 1

Das steht wieder einmal im Propa-
gandablatt Tages-Anzeiger und 
strotzt nur so von Angstmacherei 
mit routinierter Propaganda -
schmiere. Da wollen wir, das heisst 
Avenir Suisse, Economiesuisse, 
und wie die Wirtschaftsverbände 
alle heissen beziehungsweise ihre 
Söldner und vermeintlichen Profi-
teure, gut vertreten auch in Bun-
desrat und Parlament, beim fina-
len Grounding unbedingt dabei 
sein, solidarisch mitschrumpfen 
gewissermassen – und – vor allem 
dafür grosszügig bezahlen, direkt 
und indirekt (indirekt = Steuern, 
und ein Teufelskreis von Teuerun-
gen). Der Brüssel-Propagandist 
des Tages-Anzeigers, Stephan Is-
rael, versucht mit widersprüchli-
cher Hypnose das einmal mehr of-
fenbar störrische Volk von Rest-
Eidgenossen zum freiwilligen (es 
droht die Abstimmung über das 
Rahmenabkommen!) Souveräni-
tätssuizid zu animieren. 
 
Weniger Souveränität widerspricht 
UNO-Charta 
 
Er schreibt, man könne der Nach-
folgerin des abtretenden EU-Kom-
missionspräsidenten Jean-Claude 
Juncker nur viel Erfolg wünschen, 
denn dies wäre auch gut für die 
Schweiz, die stabile Wohlstandsin-
sel (!) mitten in diesem «friedli-
chen» Staatenbund. Denn Europa 

stehe vor unruhigen Zeiten. Da ist 
einerseits der schleichende Bedeu-
tungsverlust und andererseits das 
zunehmend feindliche Umfeld.  
Ich zitiere weiter: «Das Pendel 
schlägt zurück in einer Zeit, in der 
Europa als «Soft Power» ein guter 
Hegemon sein könnte.» 
 

Welche Völker möchten nach 
all den diplomatisch gesagt 
 unfriedlichen, zurückliegenden 
Europa-Zeiten wieder unter ei-
ne zentrale Hegemonial-Macht? 

 
Unter Aufgabe aller demokrati-
schen Emanzipationsmöglichkei-
ten und Abwertung der nationalen 
Souveränitäten und unter Miss -
achtung der UNO-Charta, in wel-
cher unter anderem steht: Freund-
schaftliche, auf der Achtung vor 
dem Grundsatz der Gleichberech-
tigung und Selbstbestimmung der 
Völker beruhende Beziehungen 
zwischen den Nationen zu ent -
wickeln und andere geeignete 
Massnahmen zur Festigung des 
Weltfriedens zu treffen; Alle Mit-
glieder unterlassen in ihren inter-
nationalen Beziehungen jede ge-
gen die territoriale Unversehrtheit 
oder die politische Unabhängig-
keit eines Staates gerichtete oder 
sonst mit den Zielen der Vereinten 
Nationen unvereinbare Andro-
hung oder Anwendung von Ge-
walt. 

Mehr EU um jeden Preis 
 
Gleichberechtigung und Selbst-
bestimmung der Völker und 
nicht Rahmenabkommen und 
andere Unterwerfungsverträge 
zwischen Grossreichsführer-
schaft und durch Erpressung 
und Nötigung eingeschüchter-
ten nationalen Regierungen! Im 
Bericht steht noch weiter: An-
fang des letzten Jahr hunderts 
stellten die Europäer noch 20% 
der Weltbevölkerung. Ende 
dieses Jahrhunderts werden es 
noch 4% sein. 
 

Das Problem der Bevölke-
rungs explosion in Afrika kann 
aber doch nicht mit einem eu-
ropäischen Wettbewerbsbeitrag 
für ein ebenso gefährliches Be-
völkerungswachstum im be-
reits überfüllten Europa gelöst 
werden! 

 
Und da wird noch weiter erzählt 
von den Despoten in Moskau, An-
kara oder Peking und – seit dem 
Einzug von Präsident Donald 
Trump ins Weisse Haus also auch 
von den USA, die das alternde Eu-
ropa bedrängten. Die Antwort 
könne nur heissen «mehr Eu-
ropa»! Und – der Brexit schrecke 
ab! Die Frage ist nur, wen 
schreckt der Brexit: Die Speku-
lanten der Europäischen Zentral-

bank und Verschuldungsvirtuo-
sen? 

 
Die Schweiz wird einmal mehr 
von der Propaganda als Tritt-
brettfahrer beschimpft, und es 
sei schwieriger geworden, für 
das Land mitten in Europa sei-
nen Platz zu behaupten. 

 
Das habe ich auch schon als wirt-
schaftliche Zauberei wahrgenom-
men; dass es einem Trittbrettfah-
rer auf einem Zug besser geht als 
den Passagieren in den Wagons! 
 
Totalitäres Gebaren 
 
Ich kann hier nicht die ganze 
Angstmacherei und die populisti-
schen Rechtfertigungsversuche für 
eine Souveränitätserosion bezie-

Letzte Chance für Schrumpfeuropa!

(Noch) mehr Machtgebaren – die 
Zukunft der EU (Bild: Hauptsitz der 
Europäischen Kommission in Brüs-
sel)!
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Landauf, landab wird viel über die 
«grüne Welle» und einen damit 
verbundenen «Linksrutsch» unter 
der Bundeskuppel geredet und ge -
schrieben. Tatsächlich übersteigen 
die Gewinne der Grünen die von 
den Sozialdemokraten eingefahre-
nen Sitzverluste bei Weitem. Die 
Linke ist damit sowohl im Natio-
nalrat (69 von 200 Sitzen) als auch 
im Ständerat (14 von 46 Mitglie-
dern) so stark vertreten wie noch 
nie zuvor. Gleichzeitig haben die 
Rechtsparteien SVP und FDP vor 
allem im Nationalrat, wo sie bisher 
eine knappe Mehrheit von 101 Sit-
zen hielten, massiv an Stärke ein-
gebüsst. Doch wie steht es um die 
 
praktischen Auswirkungen 
der neuen Kräfteverhältnisse? 
 
Vor allem im ökologischen und so-
zialen Bereich ist von links eine 
Flut von Vorstössen zu erwarten. 
Die schweizerischen Linksparteien 
nehmen indessen (anders als ihre 

Wählerschaft) im internationalen 
Vergleich sehr radikale Positionen 
ein. Sie werden deshalb häufig so 
überrissene Forderungen stellen, 
dass sie keine Chancen haben, da-
für eine Mehrheit zu finden. Dies 
dürfte sogar in Umweltfragen so 
sein, obwohl hier im Nationalrat 
häufig noch die 16 Grünliberalen 
dazu stossen werden. 
 

Ohne Unterstützung einer 
deutlichen Mehrheit der CVP/  
EVP/BDP-Fraktion beziehungs-
weise in der Sozialpolitik, wo 
die GLP stark nach rechts neigt, 
bringt die Linke aber auch im 
neuen Parlament nichts durch. 

 
Nicht besser dürfte es der rechten 
Ratsseite ergehen, die schon bis-
her trotz ihrer knappen Mehrheit 
in der grossen Parlamentskam-
mer glücklos agierte. Neu sind 
SVP und FDP vielleicht noch mit 
Unterstützung der Grünliberalen 
in der Lage, finanzpolitisch auf die 
Bremse zu treten. Mehr als Neue-
rungen verhindern können aber 
auch sie ohne 
 
die sogenannte «Mittefraktion» 
 
nicht. Jene präsentiert sich ge-
nauso orientierungslos wie bisher. 
38 von 44 Fraktionsmitgliedern 
gehören der CVP an, die sich schon 
lange – und wohl auch in Zukunft 
– auf dem absteigenden Ast be-
wegt, weil der Katholizismus als 
politische Kraft am Wegsterben ist. 
Da versucht man es dann mit 
Orange statt Schwarz und kupfert 

in den Agglomerationen gerne 
«gesellschaftsliberale» Ideen von 
links ab. 
 

Dies bringt indessen keine neu-
en Wähler, sondern hat nur da-
zu geführt, dass die eher kon-
servativ denkende Bevölkerung 
in traditionell ländlich-katholi-
schen Regionen massenhaft 
zur SVP übergelaufen ist. 

 
Damit dies nicht so weitergeht, 
muss die CVP auf diese Wähler-
schicht Rücksicht nehmen. Sie 
wird deshalb auch in Zukunft nur 
fallweise mit der Linken stimmen, 
im Übrigen aber eine gemässigt 
bürgerliche Linie fahren. Was die 
 
Bewahrung der Unabhängigkeit 
unseres Landes 
 
und in diesem Zusammenhang vor 
allem den Umgang mit der EU an-
geht, ist von der neu gewählten 
Bundesversammlung zwar wenig 
Gutes zu erhoffen. Vor allem die 
Abwahl mehrerer Gewerkschafter 
könnte dazu beitragen, dass die 
Linke in der Frage des EU-Unter-
werfungsvertrags noch schneller 
umkippt als dies bei der früheren 
Zusammensetzung des Parlaments 
zu erwarten war. 
 

Es war aber schon bisher so, 
dass nur etwa 25 bis 30% der 
Parlamentarier wirklich voll für 
den Fortbestand der eigenstän-
digen und souveränen Schweiz 
einstanden. 

 

Dass ihr Anteil nun noch etwas ge-
ringer geworden ist, ist kein 
schwerer Schaden. Die einzige 
Kraft, welche die Unterwerfung 
unter Brüssel abwenden kann, 
war schon immer und bleibt auch 
inskünftig das Stimmvolk. Ähn-
lich verhält es sich schliesslich bei 
Fragen der 
 
Ausländer- und Asylpolitik 
 
Hier konnte man sich schon bisher 
nicht einmal auf die SVP wirklich 
verlassen. Das ist mit den jüngsten 
Wahlen natürlich nicht besser ge-
worden. 
 

Tendenziell dürfte sogar inner-
halb der SVP-Fraktion das Ge-
wicht derjenigen, für die der 
Schutz der einheimischen Kul-
tur und Identität wichtiger ist 
als noch mehr Wachstum und 
Profit, weiter abgenommen ha-
ben. 

 
Ausserhalb dieser Fraktion ist oh-
nehin kaum jemand gewillt, der 
Dauereinwanderung endlich ein 
Ende zu setzen. Auch hier bleiben 
also Volksabstimmungen die ein-
zige Hoffnung auf Besserung. Ge-
samthaft betrachtet ist festzustel-
len, dass trotz der beträchtlichen 
Sitzverschiebungen bei den dies-
jährigen Wahlen die Politik, die im 
Bundeshaus gemacht wird, wohl 
weiterhin ungefähr dieselbe blei-
ben wird wie bisher. 

 
Vercingetorix

Was bringt uns das neue Parlament?

Mit der neuen Sitzverteilung im Na-
tional- und Ständerat wird sich die 
Politik kaum ändern.

hungsweise ein Grounding der 
Selbstbestimmung des Schweizer 
Volkes auf das zunehmend schwä-
chelnde EU-Niveau analysieren. 
Aber man muss sich doch fragen; 
was sind die Gründe für die politi-
schen Tendenzen, die «stabile 
Wohlstandsinsel» und direkte De-
mokratie als Völkerrecht Schweiz 
dem neuen grossen Reich EU ein-
zuverleiben? Es gibt zwei Möglich-
keiten: grenzenlose ideologische 
Verbohrtheit, wonach das interna-
tionalsozialistische Seelenheil nur 
in der Ausradierung der natürli-
chen Nationen und Völkeridentitä-
ten besteht, als blosse gigantische 
Dummheit – oder andererseits als 
feindselige, vorsätzliche Absicht. 
Der Bundesrat sollte endlich, es 
wäre jetzt der richtige Zeitpunkt 

mit der neuen Kommissionsprä - 
sidentin, klarmachen, dass Dro-
hungen und Erpressungen (Kohä-
sionsmilliarden, souveränitäts-
feindliche Rechtsübernahmen 
usw.) wie wir sie von Mafiagesell-
schaften kennen, in den europäi-
schen Beziehungen keinen Platz 
mehr haben dürfen. 
Dazu zitiere ich noch den EU-Bot-
schafter in Bern, Michael Mat-
thiessen aus Dänemark, der ge-
sagt haben soll; er warne die 
Schweiz, beim Rahmenabkom-
men nicht zu zögern, sonst: 
«Wenn ihr nicht an den Tisch 
sitzt, kommt ihr auf die Speise-
karte!» Und das ist der Ton des 
«friedlichen Staatenbundes»! 
Vielleicht ist dem Dänen Matthies-
sen nicht mehr bewusst, dass Dä-

nemark vor ziemlich genau 80 
Jahren selbst auf der «Speisekar-
te» des Dritten Reiches stand, 
weil sie keine Armee hatten, um 
sich dagegen zu wehren. 
 
Mehr Respekt einfordern 
 
Alle diese strotzenden Respektlo-
sigkeiten und Dummheiten sollten 
Ursula von der Leyen deutlich vor-
gehalten werden. Man sollte von 
ihr beziehungsweise der neuen 
EU-Kommission die absolute Re-
spektierung der Souveränität aller 
Nationen verlangen! Und Fairness 
und Anstand in den Beziehungen 
mit entsprechenden bilateralen 
Verträgen, wie wir es mit anderen 
Ländern und vor der ständig 
mächtiger werdenden EU-Zentrale 

gewohnt sind. Unser Bundesrat ist 
zu schwach, um diese Klarstellung 
zu bewerkstelligen. Rein kommu-
nikativ wäre es entweder Bundes-
rätin Karin Keller-Sutter oder 
Bundesrat Alain Berset zuzutrau-
en. Aber beide sind wohl bin-
dungsmässig handicapiert. 
 

Solange keine positive Souve-
ränitätsenergie vom Parlament 
kommt, bleibt der Bundesrat 
unfähig, die Verfassung zu er-
klären und zu verteidigen. Und 
die Anpasserpropaganda kann 
sich weiter einer respektlosen, 
antischweizerischen Selbstsi-
cherheit erfreuen! 

 
 

Alexander Steinacher, Thalwil

Altersarmut bekämpfen – 
Ja zu Überbrückungsleistungen für ältere ausgesteuerte Arbeitslose!
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Sämtliche Tier- und Umweltver-
bände lehnten das neu beschlos-
sene Jagdgesetz von Bundesrat 
und Parlament als missraten ab 
und sammelten Unterschriften. 
Beteiligt waren Pro Natura, WWF, 
Birdlife, Gruppe Wolf Schweiz, 
ZooSchweiz und der Schweizer 
Tierschutz. Vom 8. Oktober an 
wurden mehr als 70‘000 Unter-
schriften gesammelt, statt der be-
nötigten 50‘000! Nun werden die 
Unterschriften am 9. Januar 2020 
bei der Bundeskanzlei eingereicht, 
obwohl die Sammelfrist erst am 
16. Januar abgelaufen wäre. Dies 
zeigt, dass die Bevölkerung der 
Schweiz über dieses neue, ver-
schärfte Gesetz empört ist und es 
heftig ablehnt. Jetzt darf das Volk 
im Laufe des neuen Jahres demo-
kratisch darüber entscheiden! 
 
Das neue Jagdgesetz 
 
Hauptsächlich der Schutz der 
Wölfe und Steinböcke sollte mit 
dem revidierten Jagdgesetz ge-
lockert werden. Geschützte Tiere 
sollten auf Vorrat dezimiert wer-
den können. Im Mittelpunkt steht 
aber grundsätzlich der Wolf. 
 

Die Regulierung des Wolfbe-
standes ist das wichtigste An-
liegen dieser Revision. Neu 
müsste der Bund den Abschüs-
sen nicht mehr zustimmen, die 
Kantone dürften alleine dar-
über entscheiden. 

 
Sämtliche Regulierungen wären 
erlaubt, ohne dass eine bestimmte 
geschützte Tierart Schäden ange-
richtet hätte, rein vorsorglich. 
Keine vorgängigen Massnahmen 
müssten getroffen werden, wie 
Herdenschutz, Hütehunde, Elek-
tro-Zäune usw., bevor ein Abschuss 
erlaubt wird, wie das im noch 
heute gültigen Jagdgesetz ge for-
dert wird. So dürften sogar in den 
Jagdschutzgebieten (Wildtier-
schutzgebieten) gezielt geschütz-
te Tiere abgeschossen werden. 
 

Besonders Wölfe, auch Welpen, 
die nur wenige Monate alt sind, 
sollten nicht verschont und auf 
Vorrat geschossen werden dür-
fen. 

 
 
Wolfsschutz hat Priorität 
 
Es gibt in der Schweiz 8 Wolfsru-
del, die meisten der 83 Wölfe le-
ben im Kanton Graubünden und 

im Wallis. Nur die Hälfte der 
Jungwölfe überlebt das erste Le-
bensjahr. In der Schweiz hätte es 
theoretisch Platz für rund 300 
Wölfe, verteilt auf 50 bis 60 Rudel. 
Hier gibt es viele Wildtiere als Nah-
rung und genügend Lebensraum 
für sie. Noch immer müssen jedes 
Jahr Sonderjagden für Rothirsche 
angeordnet werden, weil diese sich 
zu schnell vermehren. Leider fehlt 
vielen Menschen die Akzeptanz für 
Wölfe, da der Wolf noch immer ge-
mäss den Grimm-Märchen zur 
Bestie abgestempelt wird. Obwohl 
seit der Rückkehr der Wölfe noch 
nie ein Wolf einen Menschen an-
gegriffen oder verletzt hat. Sie 
meiden die Menschen grundsätz-
lich. Im 16. Jahrhundert gab es 
überall in der Schweiz Wölfe, doch 
im 17. Jahrhundert verschwanden 
sie aus dem Mittelland, da es zu 
wenig Beutetiere gab, weil die 
Wälder abgeholzt waren. 
 

Mitte des 19. Jahrhunderts wa-
ren Steinbock, Hirsch und Re-
he beinahe ausgerottet. Als 
sich die Wölfe stattdessen an 
den Haustieren vergriffen, 
sorgten hohe Abschussprämien 
dafür, dass sie auch in den 
Berggebieten ausstarben. 

 
In der Alpenkonvention wurde 
festgehalten, dass es im ganzen 
 Alpenraum minimal 125 Rudel mit 
1‘000 Wölfen bräuchte, um die 
 Arterhaltung zu garantieren. 
 
Generell weniger Wildtierschutz 
 
Gemäss einer Umfrage lehnt eine 
Mehrheit von 72% der Schweizer 

Bürger präventive Abschüsse ab, 
nur 4% befürworten sie. Wolfsab-
schüsse ohne vorgängigen Her-
denschutz lehnen 79% der Be-
fragten ab, während 20% dafür 
sind. Die Kompetenzverschiebung 
vom Bund an die Kantone wird von 
46% abgelehnt. Die Jagd auf sel-
tene Arten wie Feldhase und 
 Birkhuhn bejahten nur 5% der 
Teilnehmer. 
 

Auch die Luchse müssen um 
ihr Leben fürchten, obwohl sie 
nur selten Nutztiere reissen 
und sehr scheu sind. Der Be-
stand wird gegenwärtig auf 220 
erwachsene Tiere geschätzt. 

 
Bisher konnten Luchse nur unter 
strengen Bedingungen abgeschos-
sen werden. Neu könnte der Bun-
desrat den Luchs per Verordnung 
wie den Wolf behandeln, das heisst, 
es läge in der Kompetenz der Kan-
tone, sie zu dezimieren, ohne 
 Mitbestimmung von Volk und Par-
lament. Dasselbe gilt für Biber, 
 Fischotter, Bär und weitere Tiere, 
welche die Jäger gerne erlegen 
würden. 
 

Das neue Jagdgesetz schwächt 
den Schutz aller wildlebenden 
Tierarten, statt ihn zu stärken. 
Dies ist ein Rückschritt ins 18. 
Jahrhundert, als Wildtiere noch 
in Nützlinge und Schädlinge 
eingeteilt und dementspre-
chend bejagt und oft ausgerot-
tet wurden. 

 
Zusätzlich schafft das Parlament 
das Verbandsbeschwerderecht ab, 
obwohl dieses erst vor einigen Jah-

ren mit 60% Ja-Stimmen vom Volk 
gutgeheissen wurde. Der Bundes-
rat kann also jederzeit weitere ge-
schützte Tierarten auf die Ab-
schussliste setzen, für die keine 
Schonfristen mehr gelten und 
zwar ohne jegliches Mitsprache-
recht von Volk und Parlament! 
Zur Diskussion stehen Luchs, Bi-
ber, Höckerschwan, Graugans, 
Graureiher, Gänsesäger, Mittel-
meermöwe, Saatkrähe und Kor-
moran. 
 
Das heutige Jagdgesetz 
 
Das heute geltende Jagdgesetz 
 enthält Kompromisse mit pragma-
tischen Lösungen und kann nach 
der Ablehnung des missratenen 
neuen Jagdgesetzes gezielt ange-
passt werden. Gemäss der Motion 
Engler sollte das jetzige Jagdgesetz 
rasch revidiert werden und zu gu-
ten Lösungen führen. 
 

Die unbestritten nötigen Ver-
besserungen bei den Wildtier-
korridoren könnten auch in die 
Revision aufgenommen wer-
den. Bei dieser Gelegenheit 
sollten endlich der Feldhase, 
das Birkhuhn, das Schneehuhn 
und die Waldschnepfe besser 
geschützt werden. Deren Be-
stände schrumpfen stetig. 

 
Unsere Wildtiere verlieren immer 
mehr Lebensraum durch intensive 
Nutzung, Pestizide und Klima- 
  wandel. Bereits stehen ein Drittel 
aller Tier- und Pflanzenarten der 
Schweiz auf der Roten Liste. Heute 
ist ein besserer Schutz der ganzen 
Artenvielfalt ein wichtiges, äus-
serst dringendes Anliegen. Auch 
der Wolf und der Luchs, die schon 
vor uns Menschen unsere Heimat 
besiedelten, haben ein Recht auf 
Schutz! Es ist zu hoffen, dass bei 
der Abstimmung im nächsten Jahr 
die Mehrheit des Stimmvolkes das 
neue, missratene Jagdgesetz ab -
lehnt, damit das alte revidiert und 
angepasst werden kann! 
 

Margrit Neukomm, 
Zentralvizepräsidentin, Bern

Mit dem neuen Jagdgesetz würde der Wolf wieder aussterben.

Referendum gegen Jagdgesetz 
zustande gekommen
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Die Schweizer Demokraten (SD) 
nehmen empört und zugleich we-
nig erstaunt zur Kenntnis, dass 
der Bundesrat am UNO-Migra-
tionspakt festhalten will. In den 
festgelegten politischen Zielset-
zungen für das kommende Jahr 
wird auf diese Absicht deutlich 
hingewiesen. Dabei ist etwa die 
Rede von der Reduktion der ille-
galen Migration, der Stärkung des 

Schutzes in den Herkunftsregio-
nen oder der zielführenden Um-
setzung der Rückkehr. Diese Ar-
gumentation klingt durchaus 
überzeugend und müsste dem 
Pakt sogar eine asylpolitische 
Priorität verleihen. Die Kehrseite 
der Medaille sieht jedoch voll-
kommen anders aus und unter-
streicht die gefährliche Tragweite 
dieses Papiers. 

 
Im Allgemeinen würde die 
Wirtschaftsmigration mit der 
Flucht, welche aufgrund der in-
dividuellen Verfolgung an Leib 
und Leben entsteht, gleichge-
stellt. Dies widerspricht dem 
Ziel eines geregelten menschli-
chen sowie umsetzbaren Asyl-
wesens. 

Politische Äusserungen von Politi-
ker/innen werden regelmässig von 
politischen Gegner/innen korri-
giert oder relativiert. Politische 
Meinungen von Kulturgrössen wie 
jene von Lukas Bärfuss hingegen 
scheinen erhaben über dem  ge -
samten Meinungsspektrum zu 
schweben und unangreifbar zu 
sein; dabei zielen sie direkt auf 
 unser Bauchgefühl. Das ist das 
 Ungeeignetste für politische En-
tscheide. 
 

Das Schüren von Emotionen, 
falschen Bildern, undifferen-
zierten Darstellungen von poli-
tischen Konflikten und das ein-
seitige Partei ergreifen tragen 
leider nichts dazu bei, politi-
sche Probleme zu lösen. 

 

Dazu braucht es Nüchternheit, 
sachliches Abwägen der Positionen 
und eine unaufgeregte Diskussion. 
Alles langweiliges Zeug, also nichts 
für Kulturschaffende. Selbstvers-
tändlich dürfen die Kulturschaf-
fenden eine eigene politische Mei-
nung haben. Das Problem ist, dass 
ihnen in den Medien eine riesige 
Plattform geboten wird. Darauf 
können sie sich ungestraft über 
Fakten hinwegsetzen und mit 
 Vereinfachungen den denkfaulen 
Stimmbürger/innen das Studieren 
der Wahl- und Abstimmungsvorla-
gen ersparen. 
 

Alex Schneider, Küttigen

Georg-Büchner-Preis 
für Lukas Bärfuss

Brexit: Wie 
würden die an-
deren EU-Länder 

abstimmen? 
 
Boris Johnson (Konservative) ver-
fügt über 364 von 650 Sitzen und 
hat damit die absolute Mehrheit. 
Sein Gegner Jeremy Corbyn (La-
bour) kommt lediglich auf deren 
203. Bei der Wahl ging es haupt-
sächlich um den Brexit, welchen 
Johnson im Gegensatz zu seinem 
Kontrahenten befürwortet. 
 

Interessant wäre aber das 
Wahlergebnis, wenn das euro-
päische Stimmvolk über den 
Austritt aus der EU abstimmen 
dürfte. 

 
Das wird allerdings nie der Fall 
sein, denn die EU fürchtet zu 
Recht Volksabstimmungen, welche 
ihre Existenz infrage stellen. Auch 
ist anzunehmen, dass die EU den 
Briten beim Brexit möglichst viele 
Steine in den Weg legen wird. Dies 
sollte als Warnung vor eventuellen 
Sanktionen gegen übrige aus-
trittswillige EU-Länder gelten. 
 

Otto Weiersmüller, Uetikon

Der Schriftsteller Lukas Bärfuss er-
hält mit seinen politischen Äusse-
rungen regelmässig Medienpräsenz.

Der UNO-Migrationspakt würde zu einer unkontrollierten Massenmigration führen.

Schwerpunkte für das Jahr 2020: 
Bundesrat hält an UNO-Migrationspakt fest

Endlich steht das Parlament zumindest vorderhand auf die Bremse! 
Keine weitere Kohäsionsmilliarde für die EU-Oststaaten!

Stattdessen entstünde eine sei-
tens der UNO geförderte weltweite 
chaotische Massenmigration. Et-
liche entwickelte Industrieländer 
haben bereits heute keine Möglich-
keiten, den Asylbewerbern eine Zu-
kunft zu bieten. Die fehlenden Ar-
beitsplätze führen zu langfristigen 
Abhängigkeiten von staatlichen 
Geldleistungen. Zudem wären die 
souveränen Nationalstaaten ge-
zwungen, ihre eigene demokra-
tisch legitimierte Gesetzgebung 
aufzuheben. Die UNO kontrolliert 
die Einhaltung der Ziele des Migra-
tionspakts. Letztlich müssten sich 
die Medien verpflichten, nicht kri-
tisch über Migration zu berichten. 
 

Eine Unterzeichnung des UNO-
Migrationspakts führt unmit-
telbar zum Verlust der Unab-
hängigkeit sowie der Mei-
nungs- und Pressefreiheit. 
Deshalb werden die SD diesen 
totalitären Pakt mit allen Mit-
teln bekämpfen. 

 
Adrian Pulver, 

SD-Zentralsekretär, Bern 

1918xx_SD_Zeitung_Dezember_2019.qxp  19.12.19  15:47  Seite 5



Seite 6 Nr. 9/10   2019Schweizer     Demokrat

Im vergangenen Juni wurde eine 
sehr heftige «Rundschau»-Sen-
dung im Schweizer Fernsehen aus-
gestrahlt. Das emotionalste Thema 
kam gleich zu Beginn, nämlich ein 
Mobbing-Fall, der schwere Folgen 
mit sich zog. Doch was ist Mobbing 
eigentlich? Mobbing ist ein sozio-
logischer Begriff, der vom engli-
schen Verb to mob (belästigen, an-
pöbeln) stammt. Wer mobbt, der 
führt seinem auserwählten Opfer 
seelische Gewalt zu. 
 

Ein Mobber muss grundsätz-
lich bei sich etwas kompensie-
ren und will von den eigenen 
Schwächen ablenken; um dies 
zu tun, sucht er in einer be-
stimmten Gruppe eine Person, 
die seiner Meinung nach das 
leichteste Opfer ist (beispiels-
weise schüchterne, sensible 
Menschen). 

 
Nehmen wir als Schauplatz eine 
Schule: Der Täter versucht nach 
dem Auswahlverfahren sein Opfer 
innerhalb der Klasse zu isolieren. 
Das Hauptziel ist aber die eigene 
Schulklasse. Um die Isolierung er-
folgreich durchzuführen, möchte 
der Täter weitere Leute auf seine 
Seite ziehen und/oder andere Per-
sonen unter Druck setzen. Diese 
müssen dann mitmachen, woge-
gen ihnen sonst dasselbe Schicksal 
wie dem Opfer droht. Diese Ma-
sche ist besonders schlimm, zu-
mal dem Opfer suggeriert wird, 
dass sich alle gegen ihn verschwo-
ren haben, obwohl diese Mitläufer 
eigentlich dagegen wären, jedoch 
zwangsweise mitmachen. 
 

Die konkreten Taten, die ausge-
führt werden, sind seelisches 
Schikanieren, Quälen und Ver-
letzen. Manchmal wird auch 
physische Gewalt eingesetzt, 
aber der Kern besteht in der so-
zialen Isolierung. 

 
Diese Ungerechtigkeiten schaden 
dem Opfer ebenfalls in gesund-
heitlicher Hinsicht (beispielswei-
se schlaflose Nächte, Depressio-
nen, das Herz schlägt schneller 
usw.). Dank den asozialen Medien 
ist nun eine neue Komponente da-
zugekommen: Das sogenannte Cy-
ber-Mobbing. Man mobbt im Inter-
net weiter, indem das Opfer in ei-
ner nicht ganz so tollen Situation 
gefilmt und dies auf die entspre-
chenden Plattformen gestellt und 
dadurch veröffentlicht wird. Nicht 
nur mit Videos, sondern auch mit 
Bildern und Kommentaren kann 
diese Masche ausgeführt werden. 

Der Fall Céline 
 
Nun kommen wir zum Fall der 
«Rundschau»: Das junge Mädchen 
Céline wurde gemobbt. Die Täterin 
hatte zudem noch einen Jungen 
als Komplizen. Dieser spielte Cé-
line offenbar vor, in sie verliebt zu 
sein. Sie hatte jedoch tatsächlich 
Gefühle für ihn und sendete ihm 
ein anzügliches Foto von ihr. Der 
Junge leitete es der Mobberin wei-
ter. Diese wiederum veröffentlich-
te das Foto im Internet. Eine sol-
che öffentliche Demütigung er-
trug  Céline offenbar nicht; darauf-
hin nahm sie sich das Leben. Ihre 
 Eltern kamen im Beitrag ebenfalls 
zu Wort und fordern nun von der 
Politik die Schaffung eines neuen 
Artikels im Strafgesetzbuch mit 
dem Namen «Cyber-Mobbing». 
Doch leider blieben die Politiker 
tatenlos. Keiner meldete sich in 
der Presse zu Wort. 
 

Die Täterin wie auch ihr Kom-
plize wurden zwar verurteilt; je-
doch ist sie wieder auf freiem 
Fuss und mobbt weiter. 

 
Doch es kommt noch schlimmer: 
Sie wertet den Tod von Céline als 
ihren Sieg; sie verhöhnt und ver-
spottet Céline und greift nun ihre 
ehemaligen Freundinnen an. Die 
Polizei und die Justiz tun nichts 
gegen diesen Missstand. 
 
Handlungsbedarf im Strafrecht 
 
Der Mobbing-Fall von Céline zeigt 
deutlich den Täterschutz in der 
Schweiz. Auch punkto Strafmass 
ist die Schweiz äusserst schwach; 
unser Nachbarland Deutschland 
verfügt in nahezu allen Punkten 
über ein restriktiveres Strafrecht. 
Wir sollten meiner Meinung nach 
unsere Gesetze mit deutschem 
Recht ersetzen. Bezüglich Mob-
bing würde ich persönlich auch 
weitergehen: Es braucht dringend 
einen Mobbing-Artikel im Straf-
recht, der alle Taten zusammen-
fasst. 
 

Da diese Taten mit Körperver-
letzung gleichgesetzt werden 
können, sollte für Jugendliche 
zwingend ein Arrest vorgese-
hen sein, der mindestens einen 
Monat dauert; im Wiederho-
lungsfall wäre eine Jugend -
strafe von 1 bis 10 Jahren aus-
zusprechen, das heisst im Klar-
text: Jugendgefängnis. 

 
Des Weiteren benötigt es genauso 
einen weiteren Artikel mit dem Na-

men «Mobbing mit Todesfolge». 
Wenn das Opfer sich umbringt, 
könnte man auch von passivem 
Mord sprechen. In diesem Fall 
müsste die Strafe deutlich höher 
sein. Es sollte zwingend eine le-
benslange Freiheitsstrafe ausges-
prochen werden (sowohl für Ju-
gendliche, Erwachsene oder Erst-
täter). Man könnte somit bei guter 
Führung frühestens nach 15 Jah-
ren aus dem Gefängnis entlassen 
werden. 
 

Wem dies zu hart erscheint, 
möchte ich folgende Aussage 
entgegnen: Es wurde ein Men-
schenleben ausgelöscht und 
seelische Verletzungen sind 
mindestens so schlimm wie 
physische Schmerzen. 

 
 
Auswirkungen werden ignoriert 
 
Am Ende des «Rundschau»-Bei-
trags wurden die Eltern am Grab 
ihrer Tochter gezeigt. Das war die 
einprägsamste Szene überhaupt; 
man will sich gar nicht vorstellen, 
selbst einmal vor einem Grab ste-
hen zu müssen und unter der Erde 
liegt das eigene Kind. 
 

Spätestens mit dieser Szene 
zeigt sich die weitreichende 
Ungerechtigkeit des Mobbings 
und die daraus resultierenden 
Folgen, die verheerend sind. 

 
Es gibt nichts Unerträglicheres 
als solche Ungerechtigkeiten und 
eine politische Einsicht sehe ich 
zurzeit nicht; die «Law and 
 Order»-Thematik wird in der 
Schweiz ohnehin kaum angegan-
gen. Dieser Fall zerriss wohl den 
meisten «Rundschau»-Zuschauern 
das Herz, doch es wird weiter ge-
mobbt und diejenigen, die etwas 
dagegen unternehmen könnten, 
hören nichts, denken nichts, sehen 
nichts, sagen nichts und tun nichts 
und solchen Taugenichtsen müs-
sen die Eltern der verstorbenen 

Céline als Steuerzahler weiterhin 
den staatlich gesicherten Lohn be-
zahlen. Professoren und Juristen 
nennen dies übrigens Rechtsstaat, 
was unerhört zynisch ist. 
 
Mobbing erkennen und reagieren 
 
Falls jemand Kinder hat und 
merkt, dass ein Mobbing-Fall vor-
liegt, dann sollte er sich mit dem 
Klassenlehrer in Verbindung set-
zen und die Sache besprechen. 
Sollte sich die Situation nicht ver-
bessern, wäre es wohl das Beste, in 
eine andere Gemeinde zu ziehen 
oder das Kind in eine andere 
Schule zu schicken, denn das Um-
feld ist in den jeweiligen Klassen 
unterschiedlich. 
 

Nicht jede Klasse hat solche 
Asoziale, aber am wichtigsten 
ist es wirklich, die Situation 
im Auge zu behalten und 
dem Kind den bestmöglichen 
Schutz zu geben. 

 
Es gibt niemals eine Garantie für 
vollumfängliches Wohlbefinden. 
Dennoch sollte man auch das 
Thema Suizid ansprechen und das 
Kind diesbezüglich sensibilisie-
ren. Welches Kind will schon sei-
ne Eltern vor dem eigenen Grab 
sehen und dann auch noch die Ge-
wissheit haben, dass sich die Tä-
terschaft über den Tod freut? Dies 
war Céline offenbar leider nicht be-
wusst, jedoch sind solche Situatio-
nen äusserst schwierig, aber so 
 etwas offensiv anzugehen, könnte 
hilfreich sein. Den Eltern von 
 Céline wünsche ich natürlich alles 
Gute und ich hoffe, dass sie sich 
keine allzu grossen Vorwürfe ma-
chen. Und wie gesagt, diese Ge-
schichte tut einem nur eines, näm-
lich das Herz in seiner ganzen 
Form zerreissen. 
 
 
Jungaktivist* der SD Kanton Bern 

 
*Name der Redaktion bekannt

Das Thema Mobbing wird von der Politik vollkommen ignoriert.

Akte Mobbing 
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Dans un communiqué du 4 décem-
bre 2019, le Conseil fédéral a pré-
senté ses objectifs pour 2020. 
Jusque-là, rien que de très habi-
tuel. Seulement voilà, il faut faire 
attention aux détails. Puisque ce 
bref communiqué comporte un 
lien, qui doit être activé pour abou-
tir à un second communiqué. Ce 
texte est autrement plus étoffé, car 
d’une longueur de quatre pages en 
interligne serré. Comme égaré au 
bas de la page 3 se trouve le passage 
suivant: 
«Migration. En 2020, le Conseil fé-
déral soumettra au Parlement le 
message concernant l'arrêté fédé-
ral simple sur le Pacte de l'ONU 
sur les migrations. Il y exposera 
que ce pacte est conforme aux 
 intérêts de la Suisse dans le do-
maine de la migration, étant 
donné qu'elle est tributaire de la 
coopération internationale, par ex. 
en matière de réduction de l'immi-
gration illégale, de renforcement 
de la protection dans les régions de 

provenance ou de mise en œuvre 
efficace des retours.» 
Nous y voilà. Le sujet sort des ou-
bliettes dans lesquelles il avait été 
relégué depuis des mois! Quelques 
lignes au détour d'un texte de por-
tée générale y auront suffi. Puis-
que le Conseil fédéral n’a même 
pas jugé utile de faire paraître un 
communiqué portant spécifique-
ment sur ce sujet pourtant essen-
tiel. Les partis gouvernementaux 
ont tout fait pour éviter que la 
question soit débattue durant la 
campagne des élections nationa-
les. Le Conseil fédéral a même at-
tendu les derniers seconds tours 
des élections au Conseil des Etats 
pour faire connaître ses intentions! 
Au moment où nous écrivons ces 
lignes, AUCUN journaliste romand 
n’a révélé l’information! 
 

C’est grâce à nous, Démocra-
tes Suisses, que notre peuple 
est informé des projets du 
Conseil fédéral! Car il s’agit ni 

plus ni moins que d'accepter le 
principe du caractère légitime 
des migrations, proclamé par 
le Pacte! 

 
Il y a un risque majeur d’un nou-
vel affaiblissement de la protecti-
on à la frontière! 
 
Notre parti revendique le mérite 
d’avoir décelé cette information! 
Auparavant, à la fin de l’année 2018 
déjà, les Démocrates Suisses (DS) 
avaient révélé le pot aux roses dans 
un article signé de notre vice-pré-
sidente, Margrit Neukomm; par la 
suite, nous avions fait paraître un 
texte en français à ce sujet dans les 
deux premiers numéros de notre 
journal parus cette année (½ et ¾ – 
2019). 
 

Votre serviteur ajoute qu’un ap-
pel téléphonique qu’il avait pas-
sé à l’administration fédérale 
l’hiver dernier pour s’enquérir 
des intentions du Conseil fédé-

ral quant au Pacte de l'ONU sur 
les migrations est resté sans 
suite à ce jour, après plusieurs 
mois et malgré les assurances 
reçues. 

 
Ce qui montre bien la discrétion 
qui prévaut au sein du Conseil fé-
déral à ce sujet. Comptez sur nous 
pour ne pas passer le sujet sous si-
lence! Il en va du reste de même 
du nouveau «milliard» de cohési-
on en faveur de l’UE (1,3 milliard 
réparti sur dix ans), dépense dont 
le principe a été accepté en vote fi-
nal par le Conseil national le lundi 
2 décembre dernier! Comptez sur 
nous également pour lutter contre 
cette capitulation! 

 
Pierre-Maurice Vernay, 
secrétaire des DS Vaud, 

Le Bouveret 
 

Important et Urgent

Décidément, on en a jamais fini! Le 
lundi 2 décembre 2019, les Cham-
bres fédérales ont accepté un nou-
veau «milliard de cohésion» en fa-
veur de l’UE (sur une durée de dix 
ans). Cet arrêté n’est hélas pas su-
jet au référendum. Un premier 
milliard de francs avait été accordé 
à l’UE après avoir été accepté en 
votation populaire le 26 novembre 
2006. L’économie s’était engagée 
de tout son poids dans cette cam-
pagne, pour aboutir à une bien pe-
tite victoire1). 
 

A l’époque, personne n’avait in-
diqué que ce «milliard de cohé-
sion» n’était que le premier, 
donc qu’il y en aurait d’autres. 

 
Il aurait pourtant été si simple de 
faire figurer sur notre engage-
ment la mention «pour solde de 
tout compte», courante en matiè-
re commerciale. Ou, mieux en-
core, de refuser de payer. Car, 
après ce premier milliard, l’UE en 
a voulu d’avantage. Plus encore 
même qu’en 2006. Puisque, cette 
fois, la somme atteint 1302 mil-
lions de francs, à nouveau sur dix 
ans2). 

 
Si le but du Conseil fédéral 
était d’amadouer l’UE dans la 
perspective de futures négocia-
tions, c’est un échec. 

 
Car l’UE considère que c’est le prix 
à payer par la Suisse pour avoir ac-
cès au marché européen. Pourtant 
les Accords bilatéraux ne prévoi-
ent pas une telle contribution. 
 

En effet, le libre-échange repo-
se, en théorie, sur le principe 
que le commerce bénéficie au 
vendeur comme à l’acheteur, le 
contrat étant l’expression de la 
volonté commune des parties. 

 
En d’autres termes, si un client eu-
ropéen achète un bien (ou acquiert 
un service) suisse, c’est qu’il en 
profite, tout comme le vendeur (ou 
le prestataire) suisse en tire avan-
tage de son côté. Tant il est vrai que 
l’affaire n’est conclue que si les 
deux partenaires y ont intérêt. Cela 
va de soi. 
Que faut-il en déduire? Qu’en 
bonne théorie libérale, l’UE tire 
profit des exportations suisses du 
seul fait de l’existence du com-

merce international sur la base de 
l’ouverture des frontières. Les 
droits et les obligations réci-
proques de la Suisse, d’une part, et 
de l’UE et de ses Etats membres, 
d’autre part, sont régis par les Ac-
cords bilatéraux. Rien de plus, rien 
de moins. Il en va de la sécurité du 
droit. 
 

Puisque, entre Etats comme 
entre particuliers, ce n’est pas 
le rapport de force qui doit pré-
valoir, mais le droit, qui, seul, 
protège les plus faibles, comme 
cela doit être le cas entre nati-
ons civilisées. 

 
 

DS Vaud 
 
(Deuxième partie figure dans le 
prochain numéro.) 
 
 
1) La loi fédérale du 24 mars 2006 sur la 
coopération avec les Etats d’Europe de 
l’Est avait, initialement, une durée de 
validité limitée à dix ans, qui a toutefois 
été prolongée jusqu’au 31 décembre 
2024. La loi a été acceptée par 
1'158'494 OUI (53,42%) contre 
1'010'190 NON (46,58%). Notre parti 

avait participé au référendum. Nos ar-
guments résumés figurent dans le li-
vret de la votation du 26 novembre 
2006. Il vaut la peine de conserver les 
livrets des votations, en particulier 
lorsqu’il s’agit d’un sujet relevant de 
l’emprise étrangère. Cela permet de vé-
rifier si les arguments des uns ou des 
autres se sont révélés corrects après 
quelques années.  
 
2) Voir le Message du Conseil fédéral du 
28 septembre 2018 «relatif à une 
deuxième contribution de la Suisse en 
faveur de certains États membres de 
l’UE visant à réduire les disparités éco-
nomiques et sociales dans l’UE élargie 
et à soutenir des mesures dans le do-
maine de la migration» (Feuille fédé-
rale 2018, pages 6669 à 6731). Ce mes-
sage mentionne une «deuxième» et 
non une seconde contribution; on peut 
donc partir du principe qu’il y en aura 
une troisième. Le montant de 1,302 
milliard doit être versé par tranches 
jusqu’en 2029 en tout cas. Il inclut des 
coûts administratifs pour 65,1 millions 
de francs, dont «quelque 61,3 millions 
seront imputables aux charges de per-
sonnel en Suisse et dans les représenta-
tions à l’étranger, y compris le person-
nel local»; du personnel supplémen-
taire devra être engagé (Message, page 
6705). Tant il est vrai qu’il est coûteux 
de dépenser de l’argent.

Revoici le «milliard de cohésion»!
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Die ordentliche schweizerische 
Herbstversammlung der Schwei-
zer Demokraten (SD) hat folgende 
Parole für die eidgenössischen Ab -
stimmungen vom 9. Februar 2020 
beschlossen: 
 
Nein zur Änderung des Strafge-
setzbuches und des Militärstrafge-
setzes (Diskriminierung und Auf-
ruf zu Hass aufgrund der sexuel-
len Orientierung): 
 
Bisher wurden lediglich die Diskri-
minierung und der Aufruf zu Hass 
aufgrund der Rasse, Ethnie oder 
Religion strafrechtlich verfolgt. 
Mit dieser Gesetzesänderung will 
man jedoch die Rassismus-Straf-
norm auf die sexuelle Orientierung 
ausweiten, was einer vollumfängli-
chen Zweckentfremdung gleich-
kommt. Ethnische und religiöse 
Zugehörigkeit lassen sich be-
kanntlich in keinster Weise mit 
Homosexualität vergleichen. Si-
cherlich ist in einer modernen Ge-
sellschaft der Diskriminierungs-
schutz gegenüber Schwulen und 
Lesben selbstverständlich wie auch 
notwendig. 

 
Bei der Rassismus-Strafnorm 
muss man aber allgemein von 
einer Fehlkonstruktion spre-
chen. Wird jemand beispiels-
weise mittels Kraftausdrücken 
persönlich angegriffen, so liegt 
eine Ehrverletzung vor. Diese 
wiegt nicht schwerer, wenn 
sich die Beleidigung auf die 
Ethnie oder die sexuelle Orien-
tierung bezieht. 

 
Dennoch entsteht durch das Anti-
rassismusgesetz eine strafrecht-
liche Verfolgung «von Amtes we-
gen» (Offizialdelikt). Daher han-
delt es sich bei dieser Strafnorm 
um «Gesinnungsrecht». Tatsäch-
lich können die zuständigen Be-
hörden politische Aussagen ge-
nauso als diskriminierend einstu-
fen. Die ursprüngliche Umset-
zung des Antirassismusgesetzes 
hatte ebenfalls die Schaffung 
der sogenannten Eidgenössischen 
Kommission gegen Rassismus 
(EKR) zur Folge. In deren Zeit-
schrift werden Parteien wie die 
Schweizer Demokraten (SD) so-
wie auch herkömmliche Bürger 

regelmässig des Rassismus be-
zichtigt. 
 

Der «neutrale» Staat betreibt 
also mit Steuergeldern Politik. 
Für die SD hat in diesem Fall 
die Demokratie ausgedient, zu-
mal die Rassismus-Strafnorm 
die freie Meinungsäusserung 
verunmöglicht. 

 
Letztlich können sich sowohl Men-
schen mit Migrationshintergrund 
als auch Homosexuelle im Rahmen 
der anderen bestehenden Gesetze 
erfolgreich zur Wehr setzen. Des-
halb wird zur Vorlage die Nein-Pa-
role beschlossen. 
 

Herbstversammlung 
der SD Schweiz

Abstimmungsparole 
zum Urnengang vom 9. Februar 2020

Das Testament – Die letztwillige Verfügung 
Liebe Mitglieder, Gönner und Sympathisanten 

Wie andere Vereine und Parteien auch, sind wir auf grössere  Zuwendungen lebensnotwendig ange-
wiesen. Spenden helfen uns weiter! Aber leider reichen diese nicht aus, um unseren Finanz bedarf zu 
 decken. Wir gehen sehr sparsam und sorgfältig mit dem  gespendeten Geld um. Ausser drei Personen 
(dem vollamtlich angestellten Zentralsekretär und zwei Leuten, welche nebenberuflich wichtige 
 Arbeiten für uns erledigen) bezieht niemand bei uns Geld. Auch beispielsweise der Zentralpräsident 
und die Kantonalpräsidenten arbeiten bei uns ehrenamtlich. Nur so können wir  unseren politischen 
Kampf überhaupt weiterführen. 

Uns helfen auch Beträge, welche aus testamentarischen Verfügungen kommen. Überlegen 
Sie sich deshalb, ob Sie uns auf diesem  Wege unterstützen können! Sie helfen so uns als 
Partei – aber vor  allem tun Sie damit etwas für Volk und Heimat!  
Sie  leisten also  Hilfe für einen guten Zweck, eine gute Sache. 

Deshalb: Haben Sie also auch schon daran gedacht, die SCHWEIZER DEMOKRATEN in Ihrem 
 Testament zu berücksichtigen? 

Haben Sie Fragen über Formalitäten und Abfassung? 

Unser Zentralsekretariat berät Sie gerne kostenlos: 
Schweizer Demokraten SD, Postfach 8116, 3001 Bern 
Telefon 031 974 20 10, Telefax 031 974 20 11, schweizer-demokraten@bluewin.ch 
Sie können sich aber auch an folgende Person wenden: 
Rudolf  Keller, Adlerfeldstrasse 29, 4402 Frenkendorf, rudolf.keller@ bluewin.ch
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